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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung (EGInsO) 
— Drucksachen 12/3803, 12/7303 — 


hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 669. Sitzung am 20. Mai 
1994 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 21. April 1994 verabschiedeten Gesetz zu verlan- 
gen, daß der Vermittlimgsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem folgenden Gnmd 
einberufen wird: 


Zu dem Gesetz insgesamt 

a) Der Bimdesrat fordert, das Inkrafttreten der Insol- 
venzrechtsreform auszusetzen, bis der erforderli- 
che Stellenmehrbedarf aufgrund flankierender 
Entlastungsmaßnahmen in anderen Bereichen der 
Justiz, insbesondere innerhalb der Zivil- imd Straf- 
rechtspflege, erwirtschaftet werden kann. Das 
Inkraftsetzen der Reform (Artikel 111 EGInsO) soll 
einem gesonderten Bimdesgesetz Vorbehalten 
bleiben, das gleichzeitig die erforderlichen Entla- 
stungsmaßnahmen schafft. 

b) Die Bimdesregierung soll so rechtzeitig ein neues 
Konzept zur Verbraucherentschuldimg außerhalb 
der Insolvenzordmmg und weitgehend ohne 
gerichtliches Verfahren entwickeln, daß das neue 
Recht gleichzeitig mit der darauf abgestellten, zu 
ändernden Insolvenzordmmg in Kraft treten 
kann. 

Dieses Verfahren sollte so strukturiert werden, daß 
die gesamte Sachverhaltsermittlimg, Beratimg und 
Betreuimg der Schuldner in erster Linie anderen 
Stellen außerhalb der Justiz obliegt, und zwar 


unabhängig von einer AntragsteUimg nach der 
InsO. 

c) Der Bimdesrat bittet zu prüfen, ob und in welcher 
Form ein Fonds zur Finanzierung der außergericht- 
lichen Schuldnerberatungstätigkeit unter Beteili- 
gung der Kreditwirtschaft geschaffen werden 
kann. 

Begründung 
Zu Buchstabe a 

Der Bimdesrat geht in Übereinstimmung mit dem 
Deutschen Bundestag davon aus, daß die geltende 
Konkurs- und Vergleichsordnung den wirtschaftli- 
chen Realitäten nicht mehr gerecht wird. Die 
Schaffung einer neuen Grundlage für eine rechts- 
staatliche, geordnete Abwicklung finanzieller Zu- 
sammenbrüche ist dringend notwendig. Besonde- 
res Gewicht muß hierbei auch die Sanierung von 
Unternehmen und der Erhalt von Arbeitsplätzen 
haben. 

Eine realistische Reformkonzeption muß allerdings 
auch die finanziellen Möglichkeiten der für die 
Umsetzung zuständigen Länder hinreichend be- 
rücksichtigen. Der Bundesrat begrüßt hierbei aus- 
drücklich die Bemühungen des Deutschen Bun- 
destages, durch eine Verschlankung des Regie- 
nmgsentwurfs die Belastungen der Länder zu sen- 
ken. 

Auch die nunmehr verabschiedete Gesetzesfas- 
sung erfordert aber gerade wegen der neu einge- 
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fügten Verbraucherentschuldung personellen 
Mehrbedarf in einem Umfang, der auch bis zum 
1. Januar 1997 nicht realisiert werden kaim. Da die 
derzeitige Haushaltstage Neueinstellungen in 
nennenswertem Umfang nicht erlaubt, muß das 
Personal an anderer Stelle erwirtschaftet werden. 
Hierfür müssen aber zunächst die notwendigen 
entlastenden Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. 

Der Bundesrat hält es daher für unverzichtbar, die 
Reform erst dann in Kraft treten zu lassen, wenn der 
Gesetzgeber weitere spürbare Entlastungen im 
Justizbereich geschaffen hat, die den Ländern 
überhaupt erst die Erwirtschaftung des im Insol- 
venzbereich benötigten Personals an anderer 
Stelle ermöglichen. Die Möglichkeiten zur Entla- 
stung der Justiz sind insbesondere im Strafbereich 
noch lange nicht ausgeschöpft. 

Zu Buchstabe b 

Angesichts der derzeitigen Wirtschaftslage hält der 
Bundesrat in Übereinstimmung mit dem Deut- 
schen Bundestag die gesetzliche Ausgestaltung 
einer Verbraucherentschuldung für sehr wün- 
schenswert. Im Anschluß an seine Stellungnahme 
vom 14. Februar 1992 zum Regierungsentwurf 
einer Insolvenz Ordnung vertritt er jedoch nach wie 
vor die Auffassung, daß die Verbraucherentschul- 
dung in einem gesonderten Verfahren außerhalb 
der Insolvenzordnung geregelt werden sollte. Hil- 
feleistung für den typisch überschuldeten Verbrau- 
cher stellt eine schwierige und zeitaufwendige 
Aufgabe dar. Sie kann sich nicht nur darauf 
beschränken, das Ergebnis einer langjährigen Ver- 
schuldung letztlich durch richterliche Eingriffe in 
den Forderungsbestand der Gläubiger zu beseiti- 
gen. Ein nicht geringer Teil der überschuldeten 
Verbraucher ist geschäftlich unerfahren, von Wer- 
bung leicht verführbar und hat vor allem kaum 
Überblick über seine gesamten VermÖgensver- 
hältnisse. Dieser Personenkreis benötigt in erster 
Linie einen wirtschaftlich und psychologisch ver- 
sierten Helfer, über den die Justiz nicht verfügt. Für 
eine im Rahmen einer effektiven Verbraucherent- 
schuldung notwendige flankierende persönliche 
Betreuung ist das Justizpersonal weder ausgebil- 
det noch in dem erforderlichen Umfang vorhanden. 
Will man eine in der täglichen Praxis auch reali- 
sierbare Verbraucherentschuldung schaffen, muß 
nach Lösungen außerhalb von justizförmlichen 
Verfahren gesucht werden. 

Diesen Anforderungen genügt das vom Deutschen 
Bundestag zur Entlastung der Gerichte gegen 
Ende der Beratungen eingefügte Erfordernis eines 
obligatorischen außergerichtlichen Einigungsver- 
suchs nicht. 

Der Bundesrat bezweifelt zudem, ob hierdurch 
überhaupt eine spürbare Entlastung der Justiz 
geschaffen werden kann. Die erforderliche Be- 
scheinigung über fruchtlose Regulierungsver- 


handlungen ist nur eine Verfahrensvoraussetzung 
für das gerichtliche Schuldenbereinigungsverfah- 
ren der Insolvenzordnung. Mehrausgaben für die 
eingeschalteten Rechtsanwälte im Rahmen der 
Beratungshüfe kämen hinzu. Auch diese Lösung 
bleibt daher bei einem justizförmlichen Ansatz. 

Der Bundesrat hält statt dessen ein eigenständiges 
Verfahren außerhalb der Justiz für notwendig. 
Hierbei sollte auf einer ersten Stufe ohne Einschal- 
tung der Gerichte eine weitgehend einvemehmli- 
che gütliche Einigung zwischen Schuldner und 
Gläubiger in einem gesonderten Verfahren ange- 
strebt werden, dessen Ergebnisse Grundlage eines 
späteren gerichtlichen Einigungsverfahrens sein 
können. Sobald der Schuldner ein außergerichtli- 
ches Schuldenbereinigungsverfahren einleitet, 
sollten alle Gläubiger gehindert sein, das eigentli- 
che Insolvenzverfahren nach der Insolvenzord- 
nung durchzuführen. Das außergerichtliche Schul- 
denbereinigungsverfahren soll auf Antrag von 
anerkannten Schuldnerberatungsstellen durchge- 
führt werden. 

Zu Buchstabe c 

Da eine weitgehende Verlagerung der Durchfüh- 
rung der Verbraucherentschuldung aus dem 
Bereich der Justiz in den Sozialbereich eine flä- 
chendeckende Schaffung von Schul dnerbera- 
tungssteUen mit geeignetem Personal voraussetzt, 
wird die finanzielle Ausstattung der Schuldnerbe- 
ratungsstellen allein im Rahmen von § 17 des 
Bundessozialhilfegesetzes nicht gewährleistet 
werden können. Es sollte deshalb geprüft werden, 
ob die Kreditwirtschaft in gewissem Umfang an der 
Finanzierung der Schuldnerberatungsstellen zu 
beteiligen ist. Gerade bei den überschuldeten 
Verbrauchern sind Hauptgläubiger häufig Ban- 
ken. Die Vorteile einer erfolgreichen Schuldnerbe- 
ratung vTÜrden insbesondere ihnen zufließen, weil 
der Schuldner im Rahmen eines Schuldenbereini- 
gungsplanes oft Überobligationsmäßige Leistun- 
gen zur Schuldentilgung erbringt. Auf diese Weise 
könnten auch bislang uneinbringliche Kreditforde- 
rungen wieder realisierbar werden. 

Darüber hinaus zeichnen sich insbesondere Konsu- 
mentenkredite vielfach durch eine außergewöhn- 
hch hohe Absicherung der Banken infolge um- 
fangreicher Einkommensvorausabtretungen der 
Schuldner aus. Im Gegensatz zu den Gläubigem 
mit MobiMarsicherheiten, deren Vorzugsstellung 
im Rahmen der Untemehmensinsolvenz durch 
eine angemessene Kostenbeteiligung kompensiert 
wird, fehlt eine vergleichbare Kompensation bei 
der Verbraucherentschuldung zu Lasten der durch 
Vorausabtretungen abgesicherten Gläubiger. 
Auch aus diesem Grund hält es der Bundesrat für 
erwägenswert, die Kreditwirtschaft in gewissem 
Umfang an den Kosten der Verbraucherentschul- 
dung und der Schuldnerberatungsstellen zu betei- 
ligen. 
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